Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5630 


26. 09. 96 


Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 1 3/4587, 1 3/471 8, 1 3/5606 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - AAÜG-ÄndG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und Anwartschaftsüber- 
führungsgesetzes" wird folgende neue Nummer 6 eingefügt: 

„6. Der § 10 ist zu streichen." 

Die Nummern 6 bis 12 werden die Nummern 7 bis 13. 

Bonn, den 26. September 1996 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 


Begründung 

Die willkürliche Begrenzung der nach DDR-Recht berechneten 
Renten und Versorgungsansprüche in Höhe von 802 DM, 2 010 
bzw. 2 700 DM und die entsprechende Reduzierung davon abge- 
leiteter Hinterbliebenenrenten ist zu beseitigen. Die bisherige Re- 
gelung ist nicht nur ordnungspolitisch zweifelhaft, sondern durch 
die Rechtsprechung vielfältig als unzulässig und nicht verfas- 
sungskonform deklariert worden. 



Druck: Thenee Druck, 53113 Bonn, Telefon 91781-0 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon (02 28) 3 82 08 40, Telefax (02 28) 3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 



